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Notwendigkeit und Wirksamkeit der
Wirtschaft sförderung der österreichischen
Bundesländer1

Frederik Sommer

1.  Einleitung
Der vorliegende Artikel befasst sich mit dem Thema der Not-
wendigkeit und Wirksamkeit der Wirtschaftsförderung der 
österreichischen Bundesländer. 1

Wirtschaftsförderungen werden oftmals als eines der wich-
tigsten Instrumente der Regionalentwicklung dargestellt. 
Vor allem die österreichische Landespolitik ist von der Wirk-
samkeit entsprechender Fördermaßnahmen überzeugt und 
stellt, wie im Rahmen der folgenden Erarbeitung gezeigt 
werden wird, teilweise beträchtliche Budgets für diesen Be-
reich zur Verfügung. 
Ziel dieser Arbeit ist eine ökonomische Bewertung der Not-
wendigkeit und Wirksamkeit der Wirtschaftsförderung der 
österreichischen Bundesländer. Die Bewertung erfolgt dabei 
einerseits anhand theoretischer Begründungen, andererseits 
durch eine ausführliche Analyse verschiedener Kennwerte 
und Entwicklungen.
Der folgende Artikel gliedert sich inhaltlich in drei Teile: 
Einleitend wird der Begriff  der (Wirtschafts-) Förderung de-
fi niert und der Hintergrund und die ökonomische Begrün-
dung für den Einsatz  dieses Instrumentes beschrieben, wobei 
ein Fokus auf die unterschiedlichen Formen des Marktversa-
gens gelegt wird. 
Der zweite Teil besteht aus verschiedenen Analysen der 
Wirtschaftsförderungen der österreichischen Bundesländer. 
Es wird ein Überblick über die Ausgaben der neun öster-
reichischen Bundesländer für diesen Bereich gegeben und 
versucht, mitt els Analyse verschiedener Kennwerte, eine Be-
wertung der Zusammenhänge zwischen Förderwesen und 
Wirtschaftsleistung beziehungsweise Budgetentwicklung 
der öff entlichen Haushalte zu geben. 
Im abschließenden Kapitel folgen Zusammenfassung und 
Schlussfolgerungen. 

1  Der Artikel ist eine gekürzte Fassung der Bachelorarbeit, die der 
Autor 2011 unter der Betreuung von Univ.-Prof. Mag. Dr. Micha-
el Getz ner erstellt hat.

2.  Förderungen

2.1.  Defi nition (Wirtschafts-) Förderung
Im Rahmen dieser Arbeit wird der Begriff  „Förderung“ syno-
nym mit den Begriff en „Wirtschaftsförderung“ und „Subven-
tion“ verwendet. 
Wirtschaftsförderungen werden gemeinhin als Instrument 
eines interventionistischen Marktsystems, in dem Markt-
prozesse auf Grund unterschiedlicher Faktoren, wie eigener 
Unvollkommenheiten, übergeordneter politischer Interes-
sen oder externer Störungen (siehe dazu auch Kapitel 2.2.) 
im Sinne eines bestimmten Interventionszieles beeinfl usst 
werden sollen, defi niert. Grundsätz lich kann daher jedes In-
strument der Wirtschaftspolitik, mit dem mitt els Anreizme-
chanismen direkt oder indirekt versucht wird, Unternehmen 
zu einem gewünschten Verhalten zu bewegen, als Förderung 
bezeichnet werden. (vgl. Bitt ermann 1995: 9 & Deiss 2003: 7)
In der ökonomischen Theorie existieren verschiedenste Arten 
der genaueren Diff erenzierung von Wirtschaftsförderungen. 
Die grundlegendste Diff erenzierung stellt dabei die Untertei-
lung in direkte und indirekte Fördermaßnahmen dar. 
Als indirekte Förderermaßnahmen werden Regelungen, die 
die Rahmenbedingungen des wirtschaftlichen Handelns be-
treff en, bezeichnet. 
Im Bundeshaushaltsgesetz  (BHG) § 54 Abs. 1 Z. 1 werden 
indirekte Förderungen genauer als geleistete „Einnahmen-
verzichte des Bundes, die einer natürlichen oder juristischen 
Person für eine von dieser in ihrer Eigenschaft als Träger von 
Privatrechten erbrachte Leistung, an der ein vom Bund wahr-
zunehmendes öff entliches Interesse besteht, durch Ausnah-
meregelungen von den allgemeinen abgabenrechtlichen Be-
stimmungen gewährt wurden“, defi niert. Es kann sich dabei 
also um steuerliche Förderungen, zum Beispiel in Form von 
Steuerbegünstigungen oder -befreiungen, oder aber auch die 
Einführung von Marktz ugangsbeschränkungen handeln. Im 
weiteren Sinne können aber auch verschiedene Maßnahmen 
der Infrastrukturverbesserung als indirekte Wirtschaftsför-
derungen identifi ziert werden. (vgl. Bitt ermann 1995: 11 & 
Getz ner 2004: 18 & Hackl 1990: 12)
Da es sich bei indirekten Förderungen in der Regel um ge-
setz liche Regelungen handelt, haben diese einen allgemeinen 
Charakter und unterliegen keiner Genehmigungspfl icht im 
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engeren Sinne, da die Gesetz eskonformität der Maßnahme 
ausreicht. Daher besteht auf Förderungen dieser Art bei Er-
füllung bestimmter gesetz lich defi nierter Voraussetz ungen 
ein Rechtsanspruch. (vgl. Deiss 2003: 8f)
Unter direkter Wirtschaftsförderung werden laut BHG § 20 
Abs. 5 fi nanzielle Zuwendungen an Unternehmen in unter-
schiedlicher Ausprägung verstanden, ohne dass dafür „un-
mitt elbar eine angemessene geldwerte Gegenleistung“ er-
wartet wird. 
Im Wesentlichen werden fünf verschiedene Arten der direk-
ten Wirtschaftsförderung unterschieden. Dabei handelt es 
sich um öff entlich begünstigte Darlehen, einmalige Zuschüs-
se, Haftungen, Beteiligungen und öff entliche Aufträge. Bei 
direkten Förderungen handelt es sich für die Unternehmen 
also in der Regel um unmitt elbar budgetwirksame Maßnah-
men, die die unternehmerische Kalkulation direkt beeinfl us-
sen. (vgl. Rainer 1995: 6) 
Entsprechende direkte Hilfen werden einem Förderwerber 
in der Regel nach dessen Antrag und Erfüllung bestimmter 
Voraussetz ungen gewährt, wodurch eine gezielte Projekt- 
oder Unternehmensförderung ermöglicht wird. Zudem ist 
in der Regel jeder Antrag individuell genehmigungspfl ichtig 
und es besteht kein allgemeiner Rechtsanspruch bezüglich 
direkter Förderungen. 
Ergänzend können weitere Merkmale direkter und indirek-
ter Wirtschaftsförderungen gemäß Bitt ermann der  Tabelle 1 
entnommen werden.
In der Fachliteratur werden direkte Förderungen vor allem 
aufgrund der verhältnismäßig zielgenauen Einsetz barkeit als 

effi  zienter eingeschätz t. Zudem wird eine Bevorzugung di-
rekter Förderungen aufgrund deren leichteren Evaluierung, 
vor allem vor dem Hintergrund von Transparenz, Nachvoll-
ziehbarkeit, Eff ektivität und Effi  zienz, empfohlen. (Getz ner 
2004: 20f & 39)
Im Rahmen dieser Arbeit bleiben Maßnahmen der indirek-
ten Wirtschaftsförderung weitestgehend unberücksichtigt, 
da die österreichischen Bundesländer diese größtenteils auf-
grund von Bundes- oder auch EU-Zuständigkeiten nicht di-
rekt beeinfl ussen können.

2.2.  Ökonomischer Hintergrund von 
Förderungen
Staatliche Eingriff e, zu denen auch Förderungen zählen, 
müssen immer als Eingriff  in die Marktmechanismen ge-
sehen werden. In einem liberalen marktwirtschaftlichen 
System bedarf es daher einer sorgfältigen Begründung für 
Staatseingriff e. 
Besonders die orthodoxe (neoklassische) Ökonomie lehnt 
jegliche Eingriff e von Seiten des Staates in das Wirtschafts-
geschehen ab („Laissez-faire“). Diese Haltung ist unter der 
Annahme funktionierender Märkte beziehungsweise einer 
vollständigen Konkurrenz sicherlich berechtigt, da in einem 
solchen System die optimale Allokation der gesamtwirt-
schaftlichen Ressourcen und somit ein gesamtwirtschaftli-
ches Optimum gewährleistet werden. Staatliche Eingriff e 
würden dabei zu einer Verzerrung der natürlichen Markt-
prozesse führen und das gesamtwirtschaftliche Optimum 
gefährden. (vgl. Rainer 1995: 9)

Direkte Förderungen Indirekte Förderungen

Gezielte Projekt- und Unternehmensförderung Breit gestreute Basisförderung

Genehmigungspflichtig / kein Rechtsanspruch Nicht genehmigungspflichtig / Rechtsanspruch

Diskriminativ Diskretionär

Nicht gewinnabhängig, erweitert Finanzierungs- 
und Risikospielraum, auch in Liquiditätskrisen 

wirksam

Von Liquiditätswirksamkeit, Ertragsniveau und 
steuerlichen Nutzungsmöglichkeiten abhängig

Antizyklische Wirkung Prozyklische Wirkung

Bevorzugt Innovationen, Forschung und 
Entwicklung, immaterielle Investitionen, 

Umweltschutz

Bevorzugt kapitalintensive Projekte und 
Unternehmen

Flexibel, rasch einsetzbar und variabel
Inflexibel, hoher administrativer und legislativer

Aufwand bei Änderungen

Wirkt strukturell und konjunkturell / kurzfristig Wirkt strukturell / langfristig

Tabelle 1. Merkmale direkter und indirekter Wirtschaft sförderungen

Quelle: Bittermann 1995: 12, eigene Darstellung
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Da die Situation eines funktionierenden Marktes in der Re-
alität kaum vorkommt, liegt auch aus Sicht der orthodoxen 
Ökonomie Marktversagen vor. Die Wirtschaftstheorie geht 
genauer defi niert davon aus, dass Marktversagen dann vor-
liegt, „wenn sowohl statische Marginalbedingungen verletz t 
als auch dynamische Effi  zienz verfehlt werde“ (Donges/Frey-
tag 2004: 156). In solchen Fällen ist aus theoretischer Sicht 
ein regulierendes Eingreifen des Staates notwendig, um die 
Wohlfahrtsmaximierung zu erreichen oder sicherzustellen. 
Dies ist beispielsweise dann der Fall, wenn der Markt durch 
das Auftreten externer Eff ekte und öff entlicher Güter oder 
asymmetrischer Informationen sowie natürlicher Monopole 
gestört wird. Zudem bedingen aber auch sehr kleine oder 
ganz fehlende Märkte für bestimmte Leistungen und Güter 
ein Marktversagen. (vgl. Donges/Freytag 2004: 157) Die fol-
genden Ausführungen, die laut verschiedener Ökonomen 
eine Form des Marktversagens auslösen und für den Einsatz  
von Instrumenten der Wirtschaftsförderung sprechen, geben 
lediglich einen Überblick über die Argumentationslinien und 
erheben keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 
Externe Eff ekte sind positive oder negative Wirkungen, die 
auf andere ausgehen, ohne dass diese als Empfänger der 
Vorteile etwas dafür bezahlen müssen oder als Träger bezie-
hungsweise Betroff ene externer Schäden und Kosten dafür 
entschädigt werden. Durch Internalisierung wird von staat-
licher Seite versucht, diese Kosten beziehungsweise diesen 
Nutz en in den Marktpreis einfl ießen zu lassen. Diesbezüglich 
existieren verschiedene Ansätz e, wie zum Beispiel das Coase-
Theorem oder die Pigou-Steuer. Allerdings besteht das zent-
rale Problem in der (monetären) Bewertung der Auswirkun-
gen der jeweiligen externen Eff ekte. (vgl. Brümmerhoff  2007: 
64ff )
Öffentliche Güter zeichnen sich im Konsum zum einen durch 
eine fehlende Rivalität und zum anderen durch die Nicht-
Ausschließbarkeit einzelner Nutzer aus. Diese Eigenschaften 
bedingen, dass es häufig Nutznießer gibt. Durch die 
Bereitstellung durch den Staat werden alle Konsumenten zu 
Nutz nießern und können das Gut konsumieren. (vgl. Brüm-
merhoff  2007: 81)
Neben den öff entlichen Gütern kann aber auch bei den so-
genannten Allmendegütern der Eingriff  des Staates in den 
Markt argumentiert werden. Bei einem Allmendegut ist zwar 
eine Rivalität zwischen den Nutz ern vorhanden, allerdings 
ist der Ausschluss vom Konsum nicht oder nur zu prohibitiv 
hohen Kosten möglich. Mitt els Subventionen kann bei diesen 
Gütern als Anreizmechanismus entweder eine Übernutz ung 
verhindert oder die Kompensation oder Reparatur von Schä-
den durch die Übernutz ung erreicht werden. (vgl. Getz ner 
2004: 26)
Bei meritorischen Gütern, deren Konsum gesellschaftlich er-
wünscht und vorgeschrieben ist, können Subventionen (aber 
auch Reglementierung bzw. negative Anreize) als staatliches 
Instrument genutz t werden, um den Güterkonsum zu erhö-
hen.
Asymmetrische Information von unterschiedlichen Markt-
teilnehmern bedingt eine unzureichende Transparenz und 
kann daher ebenfalls den Eingriff  des Staates erforderlich 
machen. Durch entsprechende Eingriff e, beispielsweise in 
Form der Bereitstellung von Informationen, der Defi nition 
von Mindeststandards oder einem gesetz lichen Zwang zur 

Versicherung kann die Marktt ransparenz und damit das 
Funktionieren des Marktes verbessert werden. (vgl. Brüm-
merhoff  2007: 98)
Natürliche Monopole entstehen, wenn ein einzelnes Unter-
nehmen die Nachfrage nach einem Gut vollständig decken 
kann. Dies kann sich beispielsweise aufgrund von Großbe-
triebsvorteilen und der daraus resultierenden kostengünsti-
gen Produktion eines Gutes ergeben. Für die Funktion des 
Marktes ergeben sich daraus Probleme, da der Monopolist 
eine willkürliche Preispolitik betreiben und seine Produzen-
tenrente zum Nachteil der Konsumentenrente enorm stei-
gern kann. Der Staat kann in Form von Preisregulierungen 
versuchen einzugreifen, in der Regel lösen sich natürliche 
Monopole zumeist aber durch Innovationen auf. (vgl. Brüm-
merhoff  2007: 60)
Staatliche Eingriff e sind vor allem bei fehlenden Märkten 
notwendig. Als fehlende Märkte werden Märkte für Güter 
oder Leistungen verstanden, bei denen Angebot und Nach-
frage für eine freie und natürliche Entwicklung zu klein sind 
oder die aufgrund bestehender Risiken, zum Beispiel hoher 
Investitionsrisiken, gänzlich fehlen (vgl. Rainer 1995: 9). Da-
von betroff en sind vor allem Innovationen beziehungsweise 
Forschung und Entwicklung, da auf den entsprechenden 
Märkten kaum (Risiko-) Kapital zur Verfügung steht, wes-
halb hier oftmals der Staat eine Finanzierung in Form unter-
schiedlicher Förderungen bereitstellt.
„Darüber hinaus sind (regionale und sektorale) Arbeitslosig-
keit, Armutsbekämpfung, Sicherung regionaler Produktion 
und Beschäftigung, sowie gerechtere Einkommensverteilung 
häufi g Argumente, die von Ökonomen zur Begründung von 
Wirtschaftsförderungsmaßnahmen herangezogen werden“ 
(Getz ner 2004: 29).

3.  Wirtschaftsförderungen der 
österreichischen Bundesländer
Im Rahmen des Beitritt s zum EWR und zur EU Mitt e der 
1990er Jahre verpfl ichtete sich Österreich, den Bestimmun-
gen des EG-Vertrages zuzustimmen und den Acquis Com-
munautaire, also die Gesamtheit der Rechtsakte der EU, zu 
übernehmen. Dies hatt e auch Auswirkungen auf den Bereich 
der Wirtschaftsförderung. 
Vor allem das Verbot staatlicher Beihilfen, wett bewerbsver-
zerrender Vereinbarungen und Verhaltensweisen sowie des 
Missbrauchs einer marktbeherrschenden Stellung stellen in 
diesem Zusammenhang die zentralen Inhalte dar. 
Des Weiteren wurde im EG-Vertrag defi niert, dass die Wett -
bewerbspolitik der EU ein effi  zientes Funktionieren des 
Marktes gewährleisten und eine Verzerrung des Marktes 
ausgeschlossen werden soll. In diesem Rahmen wurden fol-
gende Beihilfen und Förderungen als vereinbar mit dem ge-
meinsamen Markt defi niert: 

- Förderungen der wirtschaftlichen Entwicklung 
von Gebieten, in denen der Lebensstandard außer-
gewöhnlich niedrig ist oder eine erhebliche Unter-
beschäftigung herrscht

- Förderungen wichtiger Vorhaben von gemeinsa-
mem europäischen Interesse oder zur Behebung 
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einer beträchtlichen Störung im Wirtschaftsleben 
eines Mitgliedsstaates

- Förderung der Entwicklung gewisser Wirtschafts-
zweige oder -gebiete, soweit sie die Handelsbedin-
gungen nicht in einer Weise verändern, die dem 
gemeinsamen Interesse zuwiderläuft.
(vgl. Rameder 2001: 14)

Innerhalb dieses Rahmens hat sich das System der Wirt-
schaftsförderungen in Österreich in den letz ten Jahren ent-
wickelt und wurde durch die Förderebene der Europäischen 
Union erweitert. 
Da sich diese Arbeit mit den Wirtschaftsförderungen der ös-
terreichischen Bundesländer auseinandersetz t und eine de-
taillierte Betrachtung der Fördersysteme auf Ebene der Eu-
ropäischen Union und des Bundes den Rahmen dieser Arbeit 
sprengen würde, kann hier nur auf entsprechende Fachlite-
ratur verwiesen werden (siehe dazu unter anderem Platz er/
Rieger 2009).
Neben den übergeordneten Förderebenen haben sich auch 
auf Ebene der österreichischen Bundesländer verschiedene 
Fördersysteme entwickelt. 
Im Folgenden wird ein Überblick über die Wirtschaftsförde-
rung der neun österreichischen Bundesländer gegeben. Mit-
tels einer Analyse verschiedener Kennwerte wird versucht, 
eine grobe Einschätz ung und Bewertung der Zusammen-
hänge zwischen Förderwesen und Wirtschaftsleistung sowie 
Budgetentwicklung der öff entlichen Haushalte zu geben.

 

3.1.  Analyse der Wirtschaftsförderungen aller 
Bundesländer
In allen österreichischen Bundesländern werden die Ausga-
ben für den Bereich der Wirtschaftsförderung in fünf unter-
schiedliche Sektoren unterteilt: 

- Grundlagenverbesserung in Land- und Forstwirt-
schaft

- sonstige Förderung der Land- und Forstwirtschaft
- Förderung der Energiewirtschaft
- Förderung des Fremdenverkehrs
- Förderung von Handel, Gewerbe, Industrie

Lediglich im Bundesland Tirol werden einige Ausgaben zu-
sätz lich unter der Bezeichnung „sonstige Wirtschaftsförde-
rung“ verbucht, wobei dieser zusätz lichen Unterscheidung 
im Rahmen der hier vorgenommenen Analyse keine weitere 
Bedeutung zukommt. 
In der Literatur existieren verschiedene Diff erenzierungen 
und Unterteilungen der Förderung bestimmter Sektoren 
oder Wirtschaftsbereiche. Im Rahmen dieser Arbeit wird bei 
der Analyse eine grundlegende Unterscheidung der bereits 
genannten Sektoren getroff en. 
Alle Bereiche werden zusammengefasst als Wirtschaftsförde-
rung im weiteren Sinne bezeichnet. Des Weiteren wird eine 
Unterteilung in Förderungen der Land- und Forstwirtschaft 
sowie der Wirtschaftsförderung im engeren Sinne, worunter 
die Förderungen der Energiewirtschaft, des Fremdenver-
kehrs und von Handel, Gewerbe, Industrie sowie sonstige 
Wirtschaftsförderungen zusammengefasst werden, vorge-
nommen (siehe auch Abbildung 1). (vgl. IfS 2003: 18 & Pad-
berg 1966: 45)

Quelle: Eigene Darstellung. 

Abb. 1. Operationale Unterscheidung der Wirtschaft sförderungen
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Die folgende Analyse baut auf einer Darstellung und Be-
trachtung der Ausgaben für Wirtschaftsförderungen der 
österreichischen Bundesländer auf. Da die Vergleichbarkeit 
von Absolutwerten zwischen den verschiedenen Bundeslän-
dern allein durch stark variierende Wirtschaftskraft und wei-
terer Strukturunterschiede erschwert wird, stellt dieser erste 
Schritt  lediglich eine Annäherung an die Thematik dar. 
Im Weiteren wird die Bedeutung der Wirtschaftsförderung 
für die öffentlichen Haushalte der einzelnen Bundesländer 
dargestellt und verglichen. Dies geschieht anhand der Unter-
suchung des Verhältnisses von Ausgaben für die Wirtschafts-
förderung zum Brutt oregionalprodukt sowie zu den Gesamt-
ausgaben der Bundesländer.

3.1.1.  Entwicklung der Förderungen von 1995 bis 2009
Die Analyse der Ausgaben der österreichischen Bundeslän-
der für die Wirtschaftsförderung im weiteren Sinne zeigt, 
dass die Ausgabenentwicklung lediglich in Kärnten, Salz-
burg und Vorarlberg (mit einer Abweichung 1998) als relativ 
konstant bewertet werden kann (siehe Abbildung 2). 
Im Burgenland liegt das Ausgabenniveau im Jahre 2009 nur 
leicht unter dem von 1995, wobei in Niederösterreich nach ei-
ner insgesamt sehr uneinheitlichen Entwicklung im Jahr 2009 
der zweitniedrigste Wert (nach 2000) für die Wirtschaftsför-
derung bereitgestellt wurde.
Mit Ausgaben für die Wirtschaftsförderung von über 223 
Millionen Euro im Jahr 2009 stellte das Bundesland Oberös-
terreich das größte Budget für diesen Bereich zur Verfügung, 
wobei auch Niederösterreich (196 Millionen Euro) und die 

Steiermark (204 Millionen Euro) verhältnismäßig viel in die 
Förderung der Wirtschaft investieren. Insgesamt ist bei der 
Betrachtung der Ausgabenentwicklung von 1995 bis 2009 
zudem feststellbar, dass außer in Niederösterreich und im 
Burgenland in allen Bundesländern die Ausgaben für Wirt-
schaftsförderungen erhöht wurden. 
Bei der diff erenzierten Betrachtung der Wirtschaftsförderun-
gen für die Land- und Forstwirtschaft sowie der Wirtschafts-
förderung im engeren Sinne ist bemerkenswert, dass bei der 
Ausgabenentwicklung für die Land- und Forstwirtschaft eine 
wesentlich konstantere Entwicklung auszumachen ist, als bei 
den übrigen geförderten Sektoren. 
Trotz dem sind für die Bundesländer Oberösterreich, Tirol 
und Salzburg auch für diesen Bereich eher unstete Entwick-
lungen festz ustellen. 
Bei der Wirtschaftsförderung im engeren Sinne hingegen ge-
hört neben Vorarlberg und Kärnten vor allem Salzburg zu 
den Bundesländern, deren Ausgabenentwicklung im Beob-
achtungszeitraum von 1995 bis 2009 relativ stabil verlaufen 
ist.
Bei der detaillierten Betrachtung der einzelnen Bundesländer 
und ihrer Ausgaben für die Wirtschaftsförderung im enge-
ren Sinne sowie die der Land- und Forstwirtschaft ist trotz  
sehr uneinheitlicher Entwicklungen zu beobachten, dass die 
Förderung der Land- und Forstwirtschaft auf einem kon-
stanteren Niveau verläuft und sich die Ausgaben für die 
Wirtschaftsförderung der weiteren Sektoren in den meis-
ten Bundesländern erhöht und bereits etwa das Niveau der 
Land- und Forstwirtschaftsförderung erreicht oder zum Teil 
(stark) übertroff en hat. Dies ist insofern bemerkenswert, als 

                     Quelle: Statistik Austria (ISIS Datenbank) (2011b): online, eigene Darstellung. 

Abb. 2. Wirtschaft sförderungen der österreichischen Bundesländer im weiteren Sinne 
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dass in allen Bundesländern die Förderung der Land- und 
Forstwirtschaft zu Beginn der betrachteten Periode 1995 über 
denen der restlichen Sektoren lag. 
Einzige Ausnahmen bei diesen Entwicklungen stellen Nie-
derösterreich und Wien dar. Wobei auch in Niederösterreich 
eine Ausweitung der Ausgaben für die Wirtschaftsförderung 
im engeren Sinne und eine Verringerung der Land- und 
Forstwirtschaftsförderung zu beobachten sind. Allerdings 
liegen die Ausgaben für letz tere Kategorie noch immer ein-
deutig über denen für die Wirtschaftsförderung im engeren 
Sinne. In der Bundeshauptstadt Wien spielt die Förderung 
der Land- und Forstwirtschaft sowohl 1995 als auch 2009 
eine stark untergeordnete Rolle, was aber aufgrund der 
Siedlungs- und Wirtschaftsstrukturen nicht verwundert.

3.1.2.  Verhältnis der Förderungen zum Brutt oregional-
produkt
Das Brutt oregionalprodukt (BRP), auch als regionales Brut-
toinlandsprodukt bezeichnet, ist „das regionale Äquivalent 
zum Brutt oinlandsprodukt (BIP). Das BRP ergibt sich aus 
den regionalen Brutt owertschöpfungen und beschreibt den 
in einem bestimmten Zeitraum (üblicherweise ein Kalender-
jahr) von den in einer Region ansässigen produzierenden 
Einheiten im Rahmen ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit zusätz -
lich geschaff enen Wert.“ (Statistik Austria 2010c: online)
BIP beziehungsweise BRP zählen zu den wichtigsten Aggre-
gaten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGR). 

Das Verhältnis der Staatsausgaben oder einzelner Ausgaben-
bereiche zu diesem Kennwert stellt eine wichtige Messgrö-
ße dar, um deren Bedeutung bewerten zu können. (vgl. bpb 
2004: 14)
Um Missverständnisse zu vermeiden, sei an dieser Stelle da-
rauf hingewiesen, dass zum Zeitpunkt der Erarbeitung das 
regionale Brutt oinlandsprodukt der österreichischen Bun-
desländer nur bis zum Jahre 2008 vorlag, weshalb hier, im 
Unterschied zu den sonstigen Analysen, keine Betrachtung 
bis zum Jahre 2009 möglich ist. 
Die Analyse der Entwicklung des absoluten Brutt oregional-
produktes von 1995 bis 2008 zeigt in allen österreichischen 
Bundesländern ein verhältnismäßig regelmäßiges Wachstum 
(siehe Abbildung 3).
Um die Bedeutung der Ausgaben der Bundesländer für die 
Wirtschaftsförderung besser einschätz en und vergleichen zu 
können, wurde das Verhältnis dieser Ausgaben zum Brutt o-
regionalprodukt berechnet und dargestellt (siehe Abbildung 
4, 5 und 6).
Bei dieser Analyse fällt vor allem die Entwicklung dieses 
Kennwertes im Bundesland Burgenland auf. Zum einen liegt 
die Ausgabenquote hier immer weit über der der restlichen 
Bundesländer und zeigt zudem einen sehr unsteten Verlauf. 
So liegt der höchste Anteil innerhalb des betrachteten Zeit-
raumes im Burgenland bei 3,22 % (1999) und der niedrigste 
bei 1,35 % (2007), wobei die Anteile in den restlichen Bundes-
ländern immer eindeutig unter 1 % liegen (einzige Ausnah-
me bildet Tirol 1998 mit 1,02 %).

Quelle: Statistik Austria 2010c: online und Statistik Austria (ISIS Datenbank) (2011b): online, eigene Berechnung und Dar-
stellung. 

Abb. 3. Bruttoregionalprodukt der österreichischen Bundesländer
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Quelle: Statistik Austria 2010c: online und Statistik Austria (ISIS Datenbank) (2011b): online, eigene Berechnung und Dar-
stellung. 

Abb. 4. Ausgaben der österreichischen Bundesländer für Wirtschaft sförderungen
im Verhältnis zum Bruttoregionalprodukt

Neben dem Burgenland weisen auch die Ausgabenquoten in 
Niederösterreich, der Steiermark, Tirol und Vorarlberg star-
ke Abweichungen in einzelnen Jahren auf. Allerdings bewe-
gen sich die größten Abweichungen in aufeinanderfolgenden 
Jahren hier in einem Spektrum von etwa 0,1 bis 0,4 Prozent-
punkten, wohingegen die größte Abweichung der Ausgaben-
quote vom Vorjahr im Burgenland 0,85 %-Punkte beträgt.
Das Verhältnis der Ausgaben für Wirtschaftsförderungen 
zum Brutt oregionalprodukt tendiert im betrachteten Zeit-
raum von 1995 bis 2008 in den verschiedenen Bundesländern 
(bei Nichtberücksichtigung vom Burgenland, Wien und dem 
„Ausreißerwert“ Tirols 1998) zwischen 0,37 % und 0,92 %. In 
Wien liegt diese Ausgabenquote aufgrund der hohen Wirt-
schaftsleistung zwischen 0,12 % und 0,26 %. 
Der Durchschnitt swert der Ausgabenquote aller Bundeslän-
der von 1995 bis 2008 beträgt 0,74 %. Das Burgenland mit 
einem Durchschnitt  von 2,12% und Wien mit 0,20% stellen 
dabei die Extreme dar. Bei den restlichen Bundesländern be-

fi ndet sich der Durchschnitt  der Ausgabenquote im betrach-
teten Zeitraum zwischen 0,43 % (Salzburg) und 0,79 % (Tirol).
Insgesamt hat sich beim Großteil der Bundesländer die Aus-
gabenquote im Vergleich von 1995 und 2008 trotz  zwischen-
zeitlicher Abweichungen oder anderweitiger Tendenzen 
leicht verringert (im Ausmaß von etwa 0,1 bis 0,37 Prozent-
punkten) oder befi ndet sich etwa auf gleichem Niveau (+/- 
<0,1 %-Punkte).
Eine diff erenzierte Analyse ermöglicht zudem die Betrach-
tung des Verhältnisses der Ausgaben zum Brutt oregionalpro-
dukt für die Förderung der Land- und Forstwirtschaft sowie 
der Wirtschaftsförderung im engeren Sinne (siehe Abbildung 
5 und 6).
Bei der Betrachtung der Förderung von Land- und Forst-
wirtschaft (Abbildung 6) lässt sich für alle österreichischen 
Bundesländer ein Rückgang der Ausgabenquote in diesem 
Bereich feststellen. Auch hier zeigt sich eine sehr unstete Ent-
wicklung im Burgenland. Dort wurde insgesamt aber durch 
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starke Einsparungen die deutlichste Verringerung der Aus-
gabenquote beim Vergleich der Werte von 1995 und 2008 von 
1,13 % auf 0,50 %, also um 0,63 %-Punkte, erreicht. Die Ver-
ringerung in den anderen Bundesländern im Vergleich zwi-
schen 1995 und 2008 liegt zwischen 0,13 und 0,38 %-Punkten. 
In Wien spielen die Ausgaben für die Land- und Forstwirt-
schaftsförderung kaum eine Rolle, sodass die Ausgabenquo-
ten für diesen Bereich im Promillebereich liegen und sich 
kaum verändert haben.
Die Entwicklung des Verhältnisses der Ausgaben für die 
Wirtschaftsförderung im engeren Sinne zum Brutt oregional-
produkt (Abbildung 5) ist ebenso wie die bei den Förderun-
gen der Land- und Forstwirtschaft teilweise von starken Ab-
weichungen geprägt. Im Vergleich zwischen 1995 und 2008 
hat sich diese Ausgabenquote aber in allen Bundesländern 
leicht erhöht (0,10 bis 0,44 %-Punkte) oder zumindest das Ni-
veau gehalten (-0,02 bis +0,08 %-Punkte). 
Insgesamt hat sich, wie bereits in Kapitel 3.1.1. festgestellt, 
das Verhältnis zwischen Fördermitt eln für Land- und Forst-
wirtschaft sowie der Wirtschaftsförderung im engeren Sin-

ne angeglichen und zum Teil umgekehrt, so dass 2008 etwa 
gleich viel oder mehr Mitt el für die Wirtschaftsförderung im 
engeren Sinne ausgegeben wurden. Ausnahmen sind Nieder-
österreich und Wien. 

3.1.3.  Verhältnis der Förderungen zum Landesbudget
Die Entwicklung des Gesamtbudgets der österreichischen 
Bundesländer im Zeitraum von 1995 bis 20091 zeigt insge-
samt eine positive Tendenz (siehe Abbildung 7). 
Bei einigen Bundesländern lässt sich, sofern einzelne „Aus-
reißerjahre“ unbeachtet bleiben, eine Entwicklung der Ge-
samtausgaben ähnlich der Zuwachsraten des Brutt oregional-
produktes feststellen. 
Vor allem die Budgetentwicklung der Bundesländer Nieder- 
und Oberösterreich sowie der Steiermark weist im Beobach-
tungszeitraum aber starke Schwankungen auf. So wurden 
die Gesamtausgaben beispielsweise in Niederösterreich 2002 
im Vergleich zum Vorjahr um 13% erhöht und im Folgejahr 
wiederum um über 35% gekürzt. 

Quelle: Statistik Austria 2010c: online und Statistik Austria (ISIS Datenbank) (2011b): online, eigene Berechnung und Dar-
stellung. 

Abb. 5. Ausgaben der österreichischen Bundesländer für Wirtschaft sförderungen
im engeren Sinne im Verhältnis zum Bruttoregionalprodukt
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Auch in Wien ist eine unstete Entwicklung festz ustellen, wo-
bei sich die Ausgaben kontinuierlich auf einem hohen Niveau 
zwischen 9,5 und 11,2 Milliarden Euro pro Jahr bewegen. 
Als weitere vergleichende Betrachtungsebene wird das Ver-
hältnis der Ausgaben für die Wirtschaftsförderung zu den 
Gesamtausgaben der Bundesländer berechnet und darge-
stellt um deutlich zu zeigen, wie sich der für Wirtschaftsför-
derung bereitgestellte Anteil am Gesamtbudget entwickelt 
hat (siehe Abbildung 8).
Im Beobachtungszeitraum von 1995 bis 2009 variiert der 
Anteil der Ausgaben für Wirtschaftsförderungen an den Ge-
samtausgaben in den Bundesländern zwischen 2,61 % (Stei-
ermark 2002) und 7,89 % (Vorarlberg 1998), wobei bei dieser 
Betrachtung das Burgenland und Wien aufgrund der extrem 
kleinen beziehungsweise großen Budgets ausgeklammert 
wurden. Im Burgenland lagen die Anteile zwischen 5,77 % 
und 17,76 %, in Wien zwischen 0,66 % und 1,66 %.
Im Durchschnitt  betrug die Ausgabenquote aller Bundeslän-
der für Wirtschaftsförderungen im Jahr 2009 5,18 %, wobei 
der Durchschnitt swert aller anderen Bundesländer außer 

dem Burgenland (11,69 %), Tirol (7,05 %) und Wien (1,18 %) 
sogar bei nur 4,45 % lag. Insgesamt ist damit ein leichtes 
Wachstum gegenüber der durchschnitt lichen Ausgabenquote 
aller Bundesländer von 5,09 % im Jahr 1995 festz ustellen, wo-
bei dieses Wachstum lediglich auf die positive Entwicklung 
in den Bundesländern Kärnten, Oberösterreich, Vorarlberg 
und Wien zurückzuführen ist, da die Ausgabenquoten in den 
restlichen Bundesländern von 1995 bis 2009 sank. 
Trotz  der scheinbar zum Teil vergleichbaren Ausgabenquo-
ten zu Beginn und Ende des Beobachtungszeitraumes in den 
unterschiedlichen Bundesländern zeigt deren Entwicklung 
in den meisten Bundesländern allerdings keinen konstanten 
Verlauf. 
So zeigt auch die diff erenzierte Analyse der Anteile der Aus-
gaben für die Wirtschaftsförderung im engeren Sinne und 
für die der Land- und Forstwirtschaft im Verhältnis zu den 
Gesamtausgaben der Bundesländer, dass sich keine allge-
meingültige Aussage über die Ursache der Schwankungen 
treff en lässt. So ist im Beobachtungszeitraum in den Bun-
desländern Kärnten, Niederösterreich, Oberösterreich und 

Quelle: Statistik Austria 2010c: online und Statistik Austria (ISIS Datenbank) (2011b): online, eigene Berechnung und Dar-
stellung. 

Abb. 6. Ausgaben der österreichischen Bundesländer für Förderungen der Land- und
Forstwirtschaft  im Verhältnis zum Bruttoregionalprodukt
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Salzburg vor allem die unstete Entwicklung der Ausgaben-
quote im Bereich der Land- und Forstwirtschaftsförderung 
für die Schwankungen ausschlaggebend. In der Steiermark 
hingegen sind vor allem die Förderungen im engeren Sinne 
und in Tirol die Entwicklung beider Bereiche entscheidend, 
wohingegen Vorarlberg und Wien relativ regelmäßige Ent-
wicklungen aufzeigen.
Das Verhältnis zwischen den Anteilen für Wirtschaftsförde-
rung im engeren Sinne und für die Land- und Forstwirtschaft 
stellt sich in den einzelnen Bundesländern entsprechend der 
bereits beschriebenen Entwicklungen der absoluten Ausga-
ben beziehungsweise der Ausgaben für diese Bereiche im 
Verhältnis zum Brutt oregionalprodukt dar.

3.1.4.  Bewertung und Schlussfolgerung
Die auff ällige Entwicklung der Ausgabenquoten des Burgen-
landes ist teilweise auf wirtschaftliche und branchenspezifi -
sche Strukturen und zu einem Teil auch auf eine unstete För-
derpolitik in diesem Bundesland zurückzuführen. 
Eine größere Rolle spielt dabei aber auch die geringe Wirt-
schaftsleistung und das kleine Gesamtbudget des Burgenlan-
des. So betrug das Brutt oregionalprodukt im Jahr 2008 etwa 
6,2 Milliarden Euro, was etwa 8,3 % des Wiener Brutt oregio-
nalproduktes entspricht. Schon Vorarlberg, gemessen an der 
Wirtschaftsleistung, das zweitkleinste österreichische Bun-
desland erwirtschaftet mit 13,1 Milliarden Euro bereits mehr 
als Doppelte. 
Bei den starken Abweichungen der Ausgabenquoten, zum 
Beispiel des Verhältnisses der Ausgaben für Förderungen 
zum Brutt oregionalprodukt von 1998 zu 1999 von 2,42 % auf 

Quelle: Statistik Austria 2010a: 77, 98 und Statistik Austria (ISIS Datenbank) (2011b): online und Statistik Austria 2011c: 
online, eigene Berechnung und Darstellung.

Abb. 7. Gesamtausgaben der österreichischen Bundesländer1 (Landesbudgets)

Anmerkung (Abb. 7 und 8):

1) Die Gesamtausgaben für das Jahr 2009 liegen zum Zeitpunkt der Erarbeitung nur als Voranschlag vor. Wie der Vergleich 
der Voranschläge mit den endgültigen Rechnungsabschlüssen vorhergehender Jahre gezeigt hat, bewegen sich die Abwei-
chungen der endgültigen Budgets von den veranschlagten Zahlen teilweise sehr stark. Im Jahr 2008 wichen die Zahlen 
ausgabenseitig in einer Bandbreite von -0,5% (Vorarlberg) bis +18,9% (Kärnten) von den Voranschlägen ab. (vgl. Statistik 
Austria 2010a: 69)
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Quelle: Statistik Austria 2010a: 77, 98 und Statistik Austria (ISIS Datenbank) (2011b): online und Statistik Austria 2011c: 
online, eigene Berechnung und Darstellung.

Abb. 8. Verhältnis der Ausgaben für Wirtschaft sförderungen zu den Gesamtausgaben
der österreichischen Bundesländer1 

3,22 %, also um 0,8 %-Punkte, lag eine Erhöhung der Ausga-
ben von „nur“ 40 Millionen Euro vor. 
Zum Vergleich: In der Steiermark, einem Bundesland mit 
einem durchschnitt lichem Brutt oregionalprodukt hat eine 
Erhöhung der Ausgaben für Wirtschaftsförderung von 2002 
zu 2003 um fast 100 Millionen Euro lediglich eine Erhöhung 
der entsprechenden Ausgabenquote um 0,34 %-Punkte von 
0,46 % auf 0,80 % geführt. 
Zudem gibt das Burgenland aufgrund der relativ schwachen 
Strukturen verhältnismäßig viel für die Wirtschaftsförde-
rung aus. So liegt der Durchschnitt  der Ausgabenquote ge-
messen an den Gesamtausgaben im Beobachtungszeitraum 
bei etwa 11,7 % und übertriff t dabei selbst Tirol, ein weiteres 
Bundesland mit geringem Budget und relativ hohen Ausga-
ben für die Wirtschaftsförderung, mit einem Durchschnitt  
von 7,05 %, deutlich. 
Die Sonderrolle Wiens, die bei der Analyse der unterschiedli-
chen Kennwerte immer wieder auffi  el, ist auf die wirtschaft-
lichen Strukturen in diesem Bundesland zurückzuführen. 
Die Land- und Forstwirtschaft spielt nur eine sehr stark un-
tergeordnete Rolle, wohingegen die Bereiche des Fremden-
verkehrs und auch des Handels, Gewerbe, Industrie stark 
ausgeprägt sind und entsprechend stärker gefördert wer-
den. Zugleich generiert Wien mit Abstand die höchste Wirt-

schaftsleistung aller österreichischen Bundesländer (2008: 
75,1 Milliarden Euro, was 31,5% der Wirtschaftsleistung aller 
Bundesländer zusammen entspricht), wodurch die Ausgaben 
für Förderungen im Verhältnis zum Brutt oregionalprodukt 
und auch zu den Gesamtausgaben sehr gering ausfallen. 
Auff allend bei der Betrachtung der Ausgaben als Absolut-
werte war die relativ regelmäßige Ausgabenentwicklung im 
Bereich der Land- und Forstwirtschaft. Diese ist zu einem 
großen Teil sicherlich auf die Dominanz der Europäischen 
Union in diesem Förderbereich zurückzuführen. So existie-
ren verschiedene Strukturfonds, deren Programmperioden 
in der Regel sieben Jahre betragen und von den Bundeslän-
dern zu einem bedeutenden Teil kofi nanziert werden. (vgl. 
Land Salzburg 2011: online)
Der allgemein feststellbare leichte Rückgang der Ausgaben 
für Wirtschaftsförderungen im weiteren Sinne im Verhältnis 
zum Brutt oregionalprodukt lässt sich zu einem großen Teil 
auf den Rückgang der Ausgabenquote bei Förderungen der 
Land- und Forstwirtschaft zurückführen. 
Vor allem die Erhöhung der Wirtschaftsförderung im enge-
ren Sinne im Verhältnis zum Brutt oregionalprodukt ist vor 
dem Hintergrund der steigenden Wirtschaftsleistung an sich 
bemerkenswert, da Wirtschaftsförderungen oftmals als Maß-
nahme bei wirtschaftlichen Problemen defi niert und gerecht-
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fertigt werden.
Gemessen am Verhältnis zu den Gesamtausgaben, die im 
Beobachtungszeitraum von 1995 bis 2009, in allen Bundes-
ländern (wenn auch mit Schwankungen) erhöht wurden, ist 
vor diesem Hintergrund ebenfalls interessant, dass auch der 
Anteil der Wirtschaftsförderungen im Durchschnitt  der ös-
terreichischen Bundesländer gestiegen ist.
Erklären lassen sich diese Entwicklungen zumindest teil-
weise anhand einer Vergleichsstudie von Reiner Martin, 
Ökonom der Europäischen Zentralbank, in der verschiedene 
EU-Mitgliedsstaaten in Hinsicht auf EU-Förderungen und 
nationales Förderwesen untersucht wurden. Darin wurde 
aufgezeigt, dass Staaten, die ein höheres Brutt oinlandspro-
dukt erwirtschaften, durch ihre größere Finanzkraft auch 
mehr Fördermitt el zur Verfügung stellen können. Daher 
werden in diesen Ländern die strukturschwachen Regionen 
und Sektoren trotz  geringerer EU-Subventionen insgesamt 
stärker gefördert. (vgl. Martin 1996, nach Getz ner 2004: 57). 
Insgesamt lässt sich im Rahmen der durchgeführten Analyse 
allerdings keine systematische Entwicklung im Bereich der 
Wirtschaftsförderungen feststellen. Die Entwicklung des 
Verhältnisses der entsprechenden Ausgaben zeigte weder 
zur Entwicklung des jeweiligen Brutt oregionalproduktes 
noch zur Entwicklung der jeweiligen Gesamtausgaben ein-
deutige (Wirkungs-) Zusammenhänge.
Dies lässt sich vor allem anhand der kontinuierlichen Ent-
wicklung des Brutt oregionalproduktes der Bundesländer im 
Vergleich mit der teilweise konfus verlaufenden Entwicklung 
der verschiedenen Ausgabenquoten erkennen.
Trotz  dieser fehlenden Identifi zierbarkeit eindeutiger Wir-
kungszusammenhänge ist feststellbar, dass in einigen Bun-
desländern die allgemeinen fi skalischen Entwicklungen, also 
die Entwicklung der Gesamtausgaben, auch Einfl uss auf die 
Höhe der Fördermitt el hatt en. 
Daher lässt zumindest die einschränkende Schlussfolgerung 
treff en, dass die Wirtschaftförderungen der österreichischen 
Bundesländer eher fi skalpolitischen Entscheidungen als kon-
junkturzyklischen Entwicklungen unterliegen.

4.  Zusammenfassung und 
Schlussfolgerung 
Anhand der vorgenommenen Analysen konnte keine ab-
schließende Bewertung der Förderungen der österreichi-
schen Bundesländer erfolgen. Dies kann primär auf fehlende 
Datengrundlagen, aber auch auf die generelle Komplexität 
des Themas zurückgeführt werden. 
Lediglich die allgemeine Schlussfolgerung, dass das Volu-
men der Förderungen der österreichischen Bundesländer 
eher fi skalpolitischen Entscheidungen als konjunkturzykli-
schen Entwicklungen unterliegt, konnte aufgrund der Ana-
lyse formuliert werden.
Aus Sicht der ökonomischen Theorie können Wirtschafts-
förderungen wenn überhaupt nur dann gerechtfertigt sein, 
wenn die volkswirtschaftlichen Kosten durch die volkswirt-
schaftlichen Nutz eff ekte übertroff en werden. Dass durch die 
Zahlung von Subventionen die (signifi kante) Verringerung 
oder gar Beseitigung eines Effi  zienzverlustes, der durch 

Marktversagen aufgetreten ist, erreicht wird, ist in den meis-
ten Fällen zu bezweifeln. Zudem zeigen auch die Theorien 
der Neuen Politischen Ökonomie, dass Wirtschaftsförderun-
gen einem breiten Spannungsfeld verschiedenster Einfl üs-
se unterliegen, wodurch ein weiterer Effi  zienzverlust sehr 
wahrscheinlich wird. 
Insgesamt konnte sowohl die Wirksamkeit als auch die Not-
wendigkeit der Wirtschaftsförderungen der österreichischen 
Bundesländer aus ökonomischer Sicht, also in Bezug auf Be-
schäftigung und Wirtschaftswachstum, im Rahmen dieser 
Arbeit nicht belegt werden. 
Unter Berücksichtigung der verschiedenen theoretischen An-
sätz e können die Wirksamkeit und auch die Notwendigkeit 
von Wirtschaftsförderungen der österreichischen Bundeslän-
der aus ökonomischer Sicht sogar in Zweifel gezogen wer-
den.

Quellenverzeichnis
Bitt ermann, Franz (1995): Unternehmensförderung in Öster-

reich. Optimale Finanzierung durch Zuschüsse, Kredi-
te und Steuerbegünstigungen. Renningen-Malmsheim: 
expert Verlag & V.M.M. Fachverlag

bpb – Bundeszentrale für politische Bildung (Hrsg.) (2004): 
Das Lexikon der Wirtschaft. Grundlegendes Wissen 
von A bis Z. Bonn: Bibliographisches Institut und F.A. 
Brockhaus AG Mannheim

Brümmerhoff , Dieter (2007): Finanzwissenschaft. 9. Aufl age, 
München: Oldenbourg Wissenschaftsverlag GmbH

Deiss, Daniela (2003): Unternehmensgründung und Erfolg 
von Unternehmerinnen, unter dem Einfl uß direkter 
Förderungen. Diplomarbeit Wirtschaftsuniversität 
Wien 

Donges, Juergen B. / Freytag, Andreas (2004): Allgemeine 
Wirtschaftspolitik. 2. Aufl age, Stutt gart: Lucius & Lu-
cius

Getz ner, Michael (2004): Regionale Wirtschaftsförderung 
und ökologische Nachhaltigkeit. Umweltrelevanz der 
Wirtschaftsförderung des Bundeslandes Salzburg und 
Vorschläge für ein nachhaltiges Fördermanagement. 
Münster: Lit-Verlag 

Getz ner, Michael (2007): Empirical Tests of the Political Econ-
omy of Regional State Aid. International Journal of Ap-
plied Economics, September 2007, pp. 33-45

Grüner, Hans Peter (2008): Wirtschaftspolitik. Allokations-
theoretische Grundlagen und politisch-ökonomische 
Analyse. 3. Aufl age, Heidelberg: Springer Lehrbuch

Hackl, Elisabeth (1990): Zur Vereinbarkeit der Wirtschaftsför-
derung öff entlicher Unternehmungen in Österreich mit 
den Regeln der EG. Diplomarbeit Wirtschaftsuniversi-
tät Wien 

IfS – Institut für Stadtforschung und Strukturpolitik GmbH 
(2003): Halbzeitbewertung der Maßnahmen des Eu-
ropäischen Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE), 



Vol. 38 (4) 2012     Der öff entliche Sektor - Th e Public Sector 45

Notwendigkeit und Wirksamkeit der Wirtschaft sförderung der österreichischen Bundesländer

Schwerpunkte 1, 2 und 3 des Operationellen Pro-
gramms. Endbericht im Auftrag des Sächsischen Staats-
ministeriums für Wirtschaft und Arbeit. URL: htt p://
www.invest-in-saxony.net/set/431/01%20Endbericht_
EFRE.182516.pdf (Stand 01.09.2011)

Land Salzburg (2011): Strukturfonds-Periode 2007-2013. Ein 
Überblick. URL: htt p://www.salzburg.gv.at/struktur-
fondsprogramme2007-2013.pdf (Stand 01.09.2011)

Padberg, Karl (1966): Die landbauende Bevölkerung und ihre 
Leistung, in: Abel, Wilhelm (Hrsg.) (1966): Wer baut 
und nutz t den Boden?. Schriftenreihe für ländliche So-
zialfragen. Heft 51. Hannover: Schaper Verlag 

Platz er, Angela & Rieger, Hannah (2009): Handbuch EU-kon-
former Förderungen. Antworten auf Förderfragen aus 
der Unternehmenspraxis mit Fallbeispielen. 7. Aufl a-
ge, München: mi-Wirtschaftsbuch, FinanzBuch Verlag 
GmbH

Rainer, Edgar Ralf Josef (1995): EU-konformes Förderungs-
wesen in Kärnten. Diplomarbeit Wirtschaftsuniversität 
Wien 

Rameder, Silvana (2001): Wirtschaftsförderungen erfolgreich 
nutz en. Ein Handbuch für alle Förderfragen mit Fall-
beispielen. Wien: MANZ Verlag Schulbuch

Saliterer, Iris (2007): Kommunale Ziel- und Erfolgssteuerung. 
Entwicklungslinien und Gestaltungspotentiale. Wies-
baden: VS Verlag für Sozialwissenschaften

Scott , Peter (2004): Regional Performance and Disparities. In: 

Floud, Roderick & Johnson, Paul (Hrsg.) (2004): The 
Cambridge economic history of modern Britain. Vol-
ume 3. Structural Change and Growth 1939-2000. Cam-
bridge: Cambridge University Press 

Statistik Austria (2010a): Gebarungen und Sektor Staat 2009. 
Teil 1. Wien: Verlag Österreich GmbH

Statistik Austria (2010b): Gebarungen und Sektor Staat 2009. 
Teil 2. Wien: Verlag Österreich GmbH

Statistik Austria (2010c): NUTS 2 - Regionales BIP und Haup-
taggregate. URL: htt p://www.statistik.at/web_de/
statistiken/volkswirtschaftliche_gesamtrechnungen/
regionale_gesamtrechnungen/nuts2-regionales_bip_
und_hauptaggregate/019118.html (Stand 21.12.2010)

Statistik Austria (ISIS-Datenbank) (2011a): Landesgebarungs-
ergebnisse (Voranschlagsgruppe) 1980 bis 2009. Voran-
schlagsgruppe: Wirtschaftsförderung. Erstellungsda-
tum: 20.06.2011

Statistik Austria (ISIS-Datenbank) (2011b): Landesgebarungs-
ergebnisse (Voranschlagsgruppe) 1980 bis 2009. Ein-
nahmen bzw. Ausgaben: Ausgaben. Erstellungsdatum: 
20.06.2011

Statistik Austria (ISIS-Datenbank) (2011c): Ausgaben und 
Einnahmen der Bundesländer 1980 bis 2009.Erstel-
lungsdatum: 30.08.2011

Zitierte Gesetz e

BHG – Bundeshaushaltsgesetz , Fassung vom 22.04.2011


	Seite 33
	Seite 34
	Seite 35
	Seite 36
	Seite 37
	Seite 38
	Seite 39
	Seite 40
	Seite 41
	Seite 42
	Seite 43
	Seite 44
	Seite 45

